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RüdigerjSoltwedel *), Kiel

Zur Relevanz der neoklassischen
Theorie für die Wirtschaftspolitik

/. Wirtschaftskrise - Krise des Wirtschaftssystems?

Angesichts der großen nationalen wie Internationalen wirtschaftlichen Probleme
- Hunger, Verelendung, Wachstumsschwäche, Arbeitslosigkeit, Inflation,
Währungsturbulenzen, Umweltverschmutzung - erscheint es als Anachronis-
mus, der Wirtschaftspolitik theoretische Rezepte _zu verschreiben, die Ihre ge-
danklichen Grundlagen aus den vergangenen zwei Jahrhunderten beziehen. Vor
dem Hintergrund der vielschichtigen wirtschaftlichen Wirkungszusammenhän-
ge klingt es unangemessen, auf die Freiheit des Individuums, die Eigeninitiati-
ve, die Selbstheilungskräfte des Marktes zu verweisen und zu behaupten, der
Staat störe eher als daß er hülfe. In einer Zelt, In der die kompliziertesten tech-
nischen Vorgänge exakt berechnet und kontrolliert werden können, mag dies
anmuten, als wolle man das Chaos als Ordnungselement einführen und damit
weitere Fehlentwicklungen programmieren.

In der hier gebotenen Kürze sollen für den wirtschaftspolitisch interessierten
Laien die Prinzipien eines Wirtschaftssystems dargestellt werden, über das vie-
lerorts unvollkommene und sogar falsche Vorstellungen bestehen. Dieses Wirt-
schaftssystem bietet sich teils als Alternative, teils als Ergänzung zur praktizier-
ten Wirtschaftspolitik an, nachdem die Euphorie der direkten Steuerbarkelt wirt-
schaftlicher Vorgänge durch den Staat nach der Höhenangst der Inflation und
dann im Katzenjammer der Arbeitslosigkeit der Suche nach neuen Rezepten ge-
wichen Ist.

Der gegenwärtige wirtschaftliche Scherbenhaufen wird häufig dem marktwirt-
schaftlichen System angelastet. Dies offenbar in der Meinung, die Wirtschafts-
politik der vergangenen zwei Jahrzehnte sei der kontinuierliche und konsequen-
te Versuch mit der Marktwirtschaft, d.h. dem neoklassischen Konzept gewesen.
Indes, vieles, was In diesen Jahren wirtschaftspolitisch geschehen Ist, läßt sich
im wesentlichen aneinanderreihen als Verstoß gegen marktwirtschaftliche Prin-
zipien. Dies gilt z. B. für das krampfhafte Festhalten an einer unterbewerteten

*) Ich danke meinen Kollegen D. Geben, E. Langfeldt, S. Nehring, J. Scheide und R. Vau-
bel für Ihre kritischen Bemerkungen; F. Hammes - als einer der möglichen Adressaten
dieses Sammelbandes - hat mir manche Unzulänglichkeit aufgezeigt.
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D-Mark, die Formulierung einer unbedingten Beschäftigungsgarantie, das Her-
aufschrauben und Festschreiben von Besitzständen als soziale Errungenschaft
sowie die zunehmende Reglementierung privater Initiative. Und obgleich all
dies mit marktwirtschaftlichen Prinzipien nichts zu tun hat, wurde es Im Namen
der sozialen Marktwirtschaft auf den Markt politischer und wirtschaftlicher
„Ideen" gebracht und auch verkauft.

In den folgenden Abschnitten sollen die Prinzipien (neo)klasslscher Wirtschafts-
politik dargestellt werden. Drei Thesen zeigen die Struktur der Argumentation
auf:

Die Sozialphilosophie der klassischen politischen Ökonomie war und ist
ein Wegweiser In eine neue Zelt.
Fallweise staatliche Eingriffe In den Wirtschaftsprozeß führen nicht zu
setner Verstetlgung [die klassische bzw. neoklassische Makroöko-
nomie ') ].
Die Funktionsbedingungen der Marktwirtschaft wurden zunehmend
verschlechtert - mit unsozialen Folgen (die neoklassische mikroökono-
mische Analyse der Arbeitslosigkeit).

//. Wegweiser in eine neue Zeit - die Sozialphilosophie
der klassischen politischen Ökonomie 2)

Als Klassiker werden hier jene Ökonomen bezeichnet, die zur Konzeption des
klassischen Liberalismus beigetragen haben ')• Das Normensystem, das dem
wirtschaftspolitischen Denken der englischen Klassiker zugrunde liegt, wurzelt
In der utilltaristlschen Ethik; sie lieferte das Ziel und zugleich den Wertmaßstab:
das Glück und die Wohlfahrt der Individuen der Gesellschaft4). Freie Märkte,

') Die Makroökonomie befaßt sich mit dem Zusammenwirken von volkswirtschaftlichen
Globalgrößen (Produktion, Nachfrage, Sparen, Investition), während sich die mikro-
ökonomische Theorie mit dem einzelwirtschaftlichen Verhalten beschäftigt (Haushalte,
Unternehmen); wichtiges Teilgebiet der MikroÖkonomie ist die Frage nach der besten
Verwendung der Produktionsfaktoren (optimale Allokatlon der Ressourcen).

2) Vgl. zu diesem Abschnitt lnsbes. Thomas Sowell, Classical Economlc Reconsideres,
Princeton 1974, S. 3-32, und auch Lionel Robbins, The Theory of Economic Policy in
Engllsh Classical Polltlcal Economy, London 1952; ders., Political Economy in Past and
Present, London 1976; Milton Friedman, Capitallsm and Freedom, dt. Übers.: Kapita-
lismus und Freiheit, München 1976.

3) Zu nennen sind David Hume (1711-1776), Adam Smith (1723-1790), David Ricardo
(1772-1823), Thomas Robert Malthus (1766-1834), Robert Torrens (1780-1864), Na-
than W. Senior (1790-1864), Robert McCulloch (1789-1864), James Mlll (1773-1836),
John Stuart Mill (1806-1873).

4) Vgl. Herbert Giersch, Allgemeine Wirtschaftspolitik - Grundlagen, Wiesbaden 1961,
S. 141.
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Wettbewerb, lediglich rahmengestalterische Funktion des Staates sind Begriffe,
die das Kernstück ihres ökonomischen Weltbildes beschreiben. Der sozialphilo-
sophische Hintergrund der klassischen Ökonomie kann nahezu uneinge-
schränkt auf die moderne Neoklasslk übertragen werden, beziehen sich die Neo-
klassiker5) doch ausdrücklich auf ein indlvlduallstisch-utllitarlstlsches Wertsy-
stem. So schreibt Mllton Friedman, der wohl profilierteste Neoklasslker unserer
Zeit, „Bewahrung der Individuellen Freiheit ist das Hauptziel aller sozialen Ein-
richtungen überhaupt."6) Eines der Hauptziele des Liberalismus ist es, „die eth-
ischen Probleme dem Individuum zu überlassen, damit es mit diesen Problemen
allein fertig werden kann."7) Der Kapitalismus - oder die Marktwirtschaft - ist
für Ihn „eine notwendige Voraussetzung für politische Freiheit"8).

Marktwirtschaftliche Empfehlungen für die Wirtschaftspolitik werden häufig
als politisch konservativ abgetan'). Das Befolgen solcher Vorschläge bedeute
einen Rückschritt In frühkapitalistische Verhältnisse, es fehle die soziale Aus-
gewogenheit, sei, kurz, eine einseitig an den Interessen des Monopolkapitals aus-
gerichtete Politik; in ihrer ökonomischen Lehre gingen die Klassiker von einer
unrealistischen „natürlichen Harmonie" der verschiedenen gesellschaftlichen
Gruppen aus, die es in der Regel nicht gebe.

Indes, die Klassiker hatten selbst aus heutiger Sicht eine „moderne" Konzeption
gesellschaftlicher Organisation und durchweg soziale Zielvorstellungen.
Schließlich waren es gerade die Klassiker, die die praktizierte Wirtschaftspolitik
Ihrer Tage, den Merkantilismus, und die gesellschaftliche Verfassung entschie-
den ablehnten. Die Devise des Merkantilismus war, mehr an das Ausland zu
verkaufen, als vom Ausland zu Importleren. Gleichermaßen empfahl diese

! ) Wichtige zeitgenössische Neoklasslker sind: Martin Feldstein, Mllton Friedman, David
E. W. Laldler, Robert Lucas, Allan H. Meltzer, Michael Parkin, Edmund S. Phelps,
Thomas Sargent, Lionel Robbins, George Stigler.

6) Mllton Friedman, Kapitalismus und Freiheit, a. a. O., S. 13.
7) Ebd., S. 33.
8) Ebd., S. 30.
9) Es Ist keine Übertreibung, wenn Engels schreibt: „Eine unserer Verwirrungen liegt dar-

in, daß diejenigen, die immer mehr durch zwingendes Recht festschreiben und die
Strukturen verhärten, sich selbst progressiv' und Ihre Aktionen ,Reform' nennen, wäh-
rend diejenigen, denen es u m die Lernfähigkeit der Gesellschaft geht, heute konserva-
tiv' heißen." Wolfram Engels, Soziale Marktwirtschaft - verschmähte Zukunft , Stutt-
gart-Degerloch 1972, S. 12. Vgl. zum Vorwurf des Konservativismus gerade gegen jün-
gere neoklassische Ökonomen: The New Economists, in: „Newsweek", v. 3. Juli 1978.
„Konservativ" bedeutet Im politischen Sinne eine geistige Haltung, die die bestehende
Ordnung bejaht und zu erhalten strebt. Der Konservativismus stellt sich entschieden
gegen jede Änderung der bestehenden Zustände nach theoretischen Prinzipien und Pro-
grammen. In seinen Extremformen verband er sich oft mit dem Interesse bestimmter
Stände an der Aufrechterhaltung bestehender Herrschaftsverhältnisse, dtv-LexIkon,
München 1973, Bd. 10, S. 245 f.
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Lehre, Güter Im Inland zu produzieren, die sonst Im Ausland gekauft wur-
den 10). Aus der Sicht der Merkantilisten trugen permanente Exportüberschüsse,
Imperialistische Politik und sogar Sklaverei zur Vermehrung des Wohlstands ei-
ner Nation bei ").

Die Klassiker betonten demgegenüber, daß Internationaler Handel eine Quelle
gegenseitigen Gewinns sei, weil er das Sozialprodukt vergrößerte 12). Nach An-
sicht der Klassiker wurde der Gewinn aus einer Imperialistischen Politik, der an
eine kleine Gruppe reicher Geschäftsleute und Kolonialherren ging, von den
Kosten, ein solches Imperium aufrechtzuerhalten, bei weitem überkompensiert.
Die Sklaverei (d. h. also die billige Lohnarbeit) wurde nicht nur aus moralischen,
sondern auch aus ökonomischen Gründen abgelehnt; denn ihre bedeutendste
Schwäche war der völlige Mangel an Leistungsanreizen für die Arbeiter ").

Neben Imperialismus und Sklaverei attackierten die Klassiker auch die herr-
schenden gesellschaftlichen Schichten und politischen Kräfte Ihrer Zelt. Wie ein
roter Faden zieht sich durch Adam Smiths „Wealth of Natlons" die Kritik an
dem Geschrei und der Spitzfindigkeit von Händlern und Fabrikanten, deren nie-
derträchtige Habgier und auf Monopolisierung gerichteter Sinn sie vielfach an-
stachelte, die Öffentlichkeit zu betrügen und gar zu unterdrücken. Dies seien
Leute, deren Gespräche in einer Verschwörung gegen die Öffentlichkeit endeten
oder in Plänen, die Preise anzuheben. Über die politischen Führer schrieb Adam
Smith, sie würden Ihr Mäntelchen nach dem Wind hängen und nicht die lang-
fristigen Interessen der Bevölkerung im Auge haben sowie achtlos mit Steuer-
geldern umgehen l4).

Ebenso häufig wie falsch ist der Vorwurf gegen die Klassiker, ihre wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Vorstellungen würden auf einer „natürlichen Har-
monie der Interessen" zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Schichten
basleren. Den klassischen Ökonomen schwebte vielmehr eine Organisation von
Wirtschaft und Gesellschaft vor, in der die Konflikte verschiedener Gruppen

l0) Vgl. dazu Thomas Mun, England's Treasure by Forelgn Trade, New York: Augustus
M. Kelley, 1965 (erstmals 1664), S. 5 u. 7.

1') Auch In der Wirtschaftspolitik unserer Tage lassen sich noch Reste merkantilistischen
Denkens finden: Exportüberschüsse und angehäufte Währungsreserven werden oft als
Zeichen von Stärke und Wohlstand Interpretiert; die Entwicklungshilfe und die gegen-
über Entwicklungsländern nicht selten illiberale Handelspolitik wird als Fortsetzung
imperialistischer Kolonialpolitik angesehen; zudem wird behauptet, daß das Herab-
drücken des Lohnsatzes (durch das Millionenheer der Arbeltslosen, der industriellen
Reservearmee) eine wichtige Funktionsbedingung für den Kapitalismus sei.

12) Adam Smith, An Inqulry into the Nature and Causes of Wealth of Natlons, New York:
Modern Library, 1937 (erstmals 1776), S. 325.

")Ebd., S. 80 f.
14) Smith, a. a. O., S. 435 und 329.
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nicht durch institutionalisierte Macht - autoritär- kontrolliert und beseitigt wer-
den, sondern durch ein System freiwilliger Verträge, In dem durch automatische
Belohnungen und Sanktionen Verhaltensanpassungen (Rückkoppelungen) her-
vorgerufen werden. Die „lalssez-faire"-Doktrin der klassischen Ökonomen
gründete sich auf die Hoffnung, daß der Konflikt - der ökonomische Wettbe-
werb - in einem geeigneten institutionellen Rahmen zur besten Verwendung der
Produktionsfaktoren und zu höchstmöglicher individueller Freiheit führen wür-
de. Gerade die Disharmonie der Interessen und die damit verbundene Gefahr für
das Wohl des Gemeinwesens, wenn einzelne Gruppen auf die Regierung Einfluß
nehmen, legte nahe, daß die Gruppen Ihre Konflikte untereinander „auf dem
Markt" austragen sollten, weitgehend frei von staatlichen Eingriffen. Dieses Sy-
stem der „Selbstregulierung durch Rückkoppelung" ") bezeichneten die Klas-
siker als „unsichtbare Hand" 16).

Durch Rückkoppelung im marktwirtschaftlichen System wirke der einzelne -
geleitet vom Eigeninteresse und reagierend auf Anreize und Sanktionen- auf ein
Ziel, das er in keiner Weise angestrebt hat, nämlich die gesamtwirtschaftlich be-
ste Verwendung der Produktionsfaktoren. Abgesehen davon, daß freie Märkte
eine Vorbedingung dafür sind, dem einzelnen einen maximalen Freiheitsspiel-
raum zu lassen, arbeiten freie Märkte erheblich wirksamer als staatliche Planung,
wenn es darum geht, die Aktivitäten von Millionen von Menschen ohne Frik-
tionen und Konflikte aufeinander abzustimmen n).

Zu dem System der ökonomischen Freiheit, dem sich die Klassiker verschrieben
hatten, gehört, daß sie sich energisch für die Beseitigung sozialer Hemmnisse
einsetzten. So beantwortet Adam Smith die Frage, ob die Verbesserung der Le-
bensbedingungen der Lohnabhängigen für die Gesellschaft von Vorteil oder von
Nachteil ist, eindeutig: „Dienstleute und Arbeiter verschiedener Arten machen
den bei weitem größten Teil jeder großen politischen Gesellschaft aus. Was aber
die Lebensbedingungen des größeren Teils verbessert, kann niemals als Nachteil
für die Gesamtheit sein. Keine Gesellschaft kann gedeihen und glücklich sein,
wenn der bei weitem größte Teil seiner Mitglieder arm und elend Ist." l8) Und
in seinen „Princlples" sagt Thomas R. Malthus: „Wenn ein Land nur dadurch
reich sein kann, Indem es erfolgreich die Löhne niederdrückt, würde ich sagen,
dieser Reichtum solle vergehen." ") Lionel Robblns stellt fest, daß der Vorwurf

") Engels, a. a. 0., S. 24.

") Smith, a. a. O., S. 423.
17) Vgl. Friedman, Kapitalismus und Freiheit, a. a. O., S. 18.
18) Smith, a. a. 0., S. 79.

") Malthus, Princlples, Ist ed., S. 184.
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in die Irre gehe, gerade die klassischen Ökonomen seien Befürworter niedriger
Löhne gewesen, die die Arbeiter allenfalls am Leben erhalten, oder hätten sich
nicht für die Probleme der Armut interessiert: Dies sei ein sicheres Zeichen von
geschichtlichem Analphabetismus20).

Allerdings gilt es klarzustellen, daß in der klassischen Tradition'der allgemeine
Anstieg des Lebensstandards aus einer Leistungssteigerung, d. h. aus einer Zu-
nahme der Pro-Kopf-Produktion kommen mußte; die Klassiker waren haupt-
sächlich mit dem Wachstum und nicht mit Umverteilungsmaßnahmen be-
schäftigt. Das Ausmaß, in dem das Einkommen der armen Bevölkerung durch
Transfers erhöht werden konnte, lag nach ihrer Ansicht weit unter dem, was
durch einen Anstieg der Produktion erreichbar war2I). Politischen Maßnahmen,
die das Niveau der Pro-Kopf-Produktion senkten, aber eine gleichmäßigere Ver-
teilung des Restes bewirkten, hätten sie wohl Ihre Zustimmung verweigert; denn
letztlich war für sie die absolute Erleichterung (relief) von Armut wichtiger als
die Verringerung von Ungleichheit, gemessen an der relativen Einkommensver-
teilung 22).

Für die Klassiker war die Chancengleichheit (equality of opportunity) ein erstre-
benswertes Ziel; um sie zu realisieren, kämpften sie für den Abbau von Diskri-
minierungen und die Möglichkeit, daß jeder einzelne soviel wie möglich In seine
Ausbildung Investieren kann. Jedoch: Zwar kann man jeden Versuch unterneh-
men, die gleichen Ausbildungsmöglichkelten für jeden einzelnen herzustellen
und für gleichen Zugang zu verschiedenen Berufen zu sorgen; eine andere Sache
aber ist es, zuzusichern, daß die Belohnung für den Einsatz - gleich wie diese
Chancen genutzt werden - gleich sein sollen "). Ein Verbot, durch größere Lei-
stungen ein höheres Einkommen als andere zu erzielen, steht mit einer freien
Gesellschaft In unauflösbarem Widerspruch. „Die gleiche Chance, gleiche Prei-
se zu gewinnen- als wollte die Welt ein Rennen unter Lahmen veranstalten." 24)
Die Entlohnung solle vielmehr durch den Markt erfolgen, nach Maßgabe der
Knappheit der angebotenen Leistung und des Risikos, das jeder einzelne zu
übernehmen bereit Ist.

Einkommensunterschieden, die nicht auf unterschiedlicher Leistung beruhen,
würde durch freien Wettbewerb auf allen Märkten langfristig entgegenge-

20) Robbins, Political Economy, a. a. O., S. 101.
2') Ebd., S. 103.

") Ebd., S. 108.

") Robbins, Political Economy, a. a. O., S. 109.
24) "Equal opportunity to win equal prices - a dodo race for the world." Ebd., S. 110.
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wirkt ")• So sehr die Klassiker diesem Prinzip huldigten, so wenig darf man sich
darüber hinwegtäuschen, daß sie die Unvollkommenheit von Märkten nicht
verkannten und erkannten, daß jede Macht konzentration dazu tendierte, sich zu
verstärken mit der Folge, daß Insgesamt weniger Güter produziert würden.

Eine aktive Wettbewerbspolitik gehört somit zu den rahmengestalterischen
Aufgaben des Staates, die auch die Klassiker bejahen würden. „Zumindest von
einer hochentwickelten Industriewirtschaft (kann) nicht erwartet werden, daß
sie sich bei wirtschaftspolitischer Abstinenz des Staates einem Zustand vollkom-
mener Konkurrenz auf allen Märkten auch nur auf längere Sicht annähern wür-
de. Eine Erhöhung der Marktmacht und damit der Versuch zur Monopolisie-
rung von Märkten verspricht immer privatwirtschaftlichen Gewinn. Allein aus
diesem Grund kann ein Plädoyer.für eine Annäherung an die Bedingungen der
vollkommenen Konkurrenz für möglichst weitgehende wlrtschaftspolltische
Abstinenz Interpretiert werden." 26)

Auch die Klassiker waren sich darüber Im klaren, daß unter Umständen die Er-
gebnisse des freien Wettbewerbs zu gesamtwirtschaftlich unerwünschten Wir-
kungen führen können. Bekanntlich werden häufig bei der Produktion z. B. von
Chemikalien Abwässer in Flüsse geleitet werden, wodurch anderen Produk-
tionszweigen (Fischindustrie, Landwirtschaft) Schaden entsteht. Dem Chemie-
werk werden nicht die tatsächlichen Kosten zugerechnet, die durch seine Pro-
duktion entstanden sind. Im Falle solcher „externer Effekte" Ist gerade staatli-
cher Eingriff geboten, eine Abweichung vom Konkurrenzgleichgewicht erhöht
die Wohlfahrt der Gesamtheit27).

Die bedeutsame Funktion des Staates macht auch Friedman als einer der streng-
sten Neoklasslker deutlich: „Eine Regierung, die für Ruhe und Ordnung sorgt,
die die Eigentumsrechte definiert, die ein Instrument vorsieht, mit dem wir die
Eigentumsrechte und andere Gesetze im Spiel der Wirtschaftskräfte ändern
können, eine Regierung, die Kontroversen über die Auslegung von Gesetzen
entscheidet, die Einhaltung von Verträgen erzwingt, den Wettbewerb fördert,
ein monetäres System schafft, sich für die Bekämpfung technischer Monopole

2!) „Freie Märkte für Güter und Ideen bleiben die entscheidenden Vorbedingungen für
die Individuelle Freiheit... Der Liberale der Vorbedingungen für die Individuelle Frei-
heit . . . Der Liberale des 19. Jahrhunderts betrachtete die Ausdehnung der Freiheit als
den effektivsten Weg, um den sozialen Staat und die Gleichheit zu erreichen." Fried-
man, Kapitalismus und Freiheit, a. a. O., S. 13 und 24.

") Egon Sohmen, Allokatlonstheorie und Wirtschaftspolitik, Tübingen 1976, S. 5: „Es sei
aber vor dem Mißverständnis gewarnt, eine aktive Wettbewerbspolitik auf der Grund-
lage von Allokationsmodellen vollkommener Konkurrenz als ein Plädoyer für ,atoml-
stlsche' Konkurrenz für Miniaturunternehmen zu Interpretleren."

27) Vgl. zur ausführlichen Diskussion externer Effekte Sohmen, a. a. 0., S. 221 ff.
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und die Beseitigung ihrer Folgewirkungen einsetzt, wenn dies angebracht
scheint, und die private Wohlfahrt und die Familie bei der Fürsorge der Unzu-
rechnungsfähigen, seien es Geisteskranke oder Kinder, unterstützt - eine solche
Regierung hat zweifellos eine Reihe wichtiger Funktionen zu erfüllen." 28)

Die in diesem Abschnitt beschriebene sozialphilosophische Position der Klassi-
ker läßt es zweifelhaft erscheinen, ob die klassischen Ökonomen als konservativ
angesehen werden können. Vielmehr waren sie Wegbereiter einer neuen Zelt,
und die Rückbesinnung auf Ihre Prinzipien der Freiheit des Individuums, des
Wettbewerbs, der Absage an den paternallstischen Staat bieten nach wie vor Lö-
sungsansätze für die Probleme unserer Tage (ohne daß dies allerdings Patentlö-
sungen wären).

Das Konzept der klassischen Ökonomie würde sich durchaus in den weltrei-
chenden Grundkonsens einfügen, den Krupp folgendermaßen formulierte:
„Eine Wirtschaftsordnung, der es nicht mehr gelingt, ,soziale Gerechtigkeit' zu
erzeugen, wird nicht allgemein akzeptiert werden können." 29)

Fraglich bleibt, welcher Weg eingeschlagen werden soll, um die soziale Gerech-
tigkeit zu realisieren. So sah die Tradition der klassischen Liberalen die „Aus-
dehnung der Freiheit als den effektivsten Weg (an), um den sozialen Staat und
die Gleichheit zu erreichen. Der Liberale des 20. Jahrhunderts betrachtete die
allgemeine Wohlfahrt und die Gleichheit als Voraussetzung oder als Alternati-
ven zur Freiheit"3°). Dies ist aber nicht lediglich - und nicht einmal in erster Li-
nie - eine Frage unterschiedlicher Normen, sondern auch - und Insbesondere -
eine Frage der Effizienz staatlicher Politik zur Wohlfahrtssteigerung und Erhö-
hung der Gleichheit. Hier kommt die neoklassische Theorie zu dem Ergebnis,
daß gerade unter dem Aspekt der Wohlfahrt und sozialen Gerechtigkeit weniger
statt mehr staatliche Aktivität besser gewesen wäre, zumindest aber hätte sie an-
ders betrieben werden müssen als es tatsächlich geschehen ist. Dies wird in den
nächsten beiden Abschnitten darzustellen sein.

///. Fallweise staatliche Eingriffe in den Wirtschaftsprozeß
führen nicht zu seiner Verstetigung

„In den vergangenen Jahrzehnten sind die Begriffe Vollbeschäftigung und
Wirtschaftswachstum' für die Regierung zu erstklassigen Entschuldigungen ge-
worden, sich Immer mehr In wirtschaftliche Angelegenheiten einzumi-

") Friedman, Kapitalismus und Freiheit, a. a. O., S. 59/60.

") Sachverständigenrat trifft Vorwurf der Parteillcnkelt, Interview mit Hanns-Jürgen
Krupp, In: „Frankfurter Rundschau" vom 7. 10. 1978.

30) Friedman, Kapitalismus und Freiheit, a. a. 0. , S. 24.
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sehen." 3I) Hinter dieser Aussage steht die Überzeugung, daß die private wirt-
schaftliche Aktivität durch das System von Rückkoppelungen zur Stabilität ten-
diert. Vorausgesetzt wird natürlich, daß der Mechanismus von Anreizen und
Sanktionen wirkt.

Mit der Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre brach jedoch für viele das Glau-
bensgebäude der Klassiker von der Immanenten Stabilität des privaten Sektors
In sich zusammen. Mit den Lehren von Keynes 32) verbreitete sich statt dessen
die Ansicht, daß der Staat eingreifen müsse, um Vollbeschäftigung sicherzustel-
len. Nachfragerückgänge können sich kumulativ verstärken; die Wirtschaft
würde zwar zu einem neuen Gleichgewicht finden, aber bei erheblicher Arbeits-
losigkeit. Ohne staatliche Nachfrageanstöße würde die Unterbeschäftigung
nicht in einer akzeptablen Zeltspanne durch die Marktkräfte beseitigt werden.
Das berühmte Wort von Keynes „langfristig sind wir alle tot" sollte die Irrele-
vanz der klassischen Theorie geißeln; über die Beschäftigung mit den langfristi-
gen Wachstumsbedingungen habe diese Theorie aber die kurzfristige Tendenz
des Wirtschaftssystems zur Unstabilltät übersehen. Die Frage der kurzfristigen
Steuerbarkeit des Wirtschaftsprozesses durch staatliche finanz- und geldpoliti-
sche Maßnahmen wurde zum beherrschenden Gegenstand der theoretischen
Nationalökonomie und der Wirtschaftspolitik. Der Glaube an die staatliche
Nachfragesteuerung fand In der Bundesrepublik Deutschland seinen Nieder-
schlag In dem Gesetz zur Förderung von Wachstum und Stabilität nach der Re-
zession 1966/67, dreißig Jahre nach dem Erscheinen der „General Theory" von
Keynes. Vollends triumphierte er In der „Vollbeschäftigungsgarantie", die -
nicht an Bedingungen geknüpft - der frühere Bundeskanzler Brandt abgegeben
hatte. -

Keynes versus Klassik - Die theoretischen Unterschiede

In einem klassischen Gleichgewichtssystem stellt bei einem Rückgang der
Nachfrage die Beweglichkeit der Preise und Löhne das güterwirtschaftliche
Gleichgewicht wieder her. Das Geld ist neutral In dem Sinne, daß sich die realen
Verhältnisse im Gleichgewicht nicht verändern, wenn das nominale Geldange-
bot verdoppelt oder verdreifacht würde. (Geld Ist quasi nur ein „Schleier".) Ein-
schränkend muß allerdings gesagt werden, daß die Ansichten von Adam Smith
über Geld sich auf die lange Frist bezogen. Die Klassiker verstiegen sich nicht
zu der absurden Ansicht, daß es keine Depressionen, Arbeitslosigkeit und un-
verkaufte Güter gebe. Sie sahen allerdings solche Phänomene als vorübergehend
an, solange Preis- und Mengenanpassungen noch nicht vollzogen seien. Das Un-

]1) Friedman, Kapitalismus und Freiheit, a. a. O., S. 62.

") John Maynard Keynes, The General Theory of Employment, Interest, and Money,
London 1936.
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glelchgewicht sei Folge einer Unstimmigkeit der Struktur von Produktion und
Nachfrage33), nicht aber Folge einer Überproduktion, einen generellen Nachfra-
gemangel gebe es nicht34).

Zu einem entgegengesetzten Ergebnis kommt die Keynessche Analyse. Zwei
Annahmen waren es, die Keynes am klassischen Theortengebäude nicht akzep-
tierte:

1. Völlige Flexibilität der Löhne auch nach unten;

2. Geld wird nur benutzt, um damit Güter, Dienstleistungen, Aktien oder
sonstige Finanzaktiva zu kaufen (Transaktionskasse)3S). Damit ist aus-
geschlossen, daß die Wirtschaftssubjekte lieber Geld halten als es aus-
zugeben oder anzulegen.

Beide Annahmen erschienen Keynes unrealistisch und blockierten das Verste-
hen für kurzfristige Schwankungen der Wirtschaftstätigkeit und das Verharren
bei einem Unterbeschäftigungsgleichgewicht.

") "It ls at all tlmes the bad adaptatlon of the commodities produced to the wants of man-
klnd which ls the specific evll, and not the abundance of commodities. Men err in thelr
productlons, there is no defklency of demand." David Ricardo, The Works and Cor-
respondance of David Ricardo, Piero Sraffa (Hrsg.), Cambridge 1955, 2. Band, S. 277.

J4) Das Saysche Gesetz beinhaltet, laut Sowell, folgende sechs Behauptungen: 1. Die ge-
samte Faktorentlohnung für die Produktion einer bestimmten Menge von Gütern ist
notwendigerweise hinreichend, dieselbe Menge von Gütern zu kaufen. 2. Es gibt in ei-
ner Volkswirtschaft nirgendwo einen Verlust von Kaufkraft, denn die Wirtschaftssub-
jekte sparen nur in dem Ausmaß, in dem sie zu investieren wünschen, und sie halten
kein Geld über Ihren Transaktionsbedarf In der jeweiligen Perlode. 3. Investitionen stel-
len nur eine alternative Nachfrage und keinen Rückgang von Nachfrage dar. Der glei-
che Betrag, der auch von dem sparsamen Konsumenten hätte ausgegeben werden kön-
nen, wird von dem Kapitalisten und/oder von den Arbeltern in dem Investitionsgüter-
bereich ausgegeben. 4. Real gesehen, gibt es eine ex ante Übereinstimmung von An-
gebot und Nachfrage, da jeder einzelne nur wegen und im gleichen Ausmaß seiner
Nachfrage nach anderen Gütern produziert. 5. Eine höhere Sparquote sorgt in der Folge
für eine höhere Wachstumsrate des Sozialprodukts. 6. Ungleichgewicht in der Wirt-
schaft kann es nur wegen Strukturdiskrepanzen zwischen Nachfrage'und Produktion
geben, nicht wegen eines gesamtwirtschaftlichen Überangebots. Sowell, a. a. O.,
S. 40 ff., und die dort angegebene Literatur.

") "(Money) will not be allowed to He Idle. (It) can serve no other purpose besldes purcha-
sing goods,... It is desired not for Its own sake." (Therefore) "though a partlcular mer-
chant wlth an abundance of goods In his warehouse, may sometlmes be rulned by not
belng able to seil them In tlme, a natlon or country ls not llable to the same accldent."
Smith, a. a. O., S. 323 und S. 407.
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Statt dessen unterstellte er nach unten starre Nominallöhne und eine andere
Hypothese über die Geldnachfrage 36): Er unterschied hinsichtlich der Geld-
nachfrage (Liquiditätspräferenz) zwischen einer Liquiditätspräferenz für Trans-
aktionskasse und einer Liquiditätspräferenz für Spekulationskasse. Die Geld-
nachfrage für Transaktionszwecke Ist - wie Im klassischen Modell - eine Funk-
tion des Nominaleinkommens. Neu Ist die Nachfrage nach Spekulationskasse,
die Keynes mit den Zinserwartungen erklärt: Jedes Wirtschaftssubjekt hat eine
bestimmte Vorstellung über die mittelfristig zu erwartende Höhe des Zinssatzes.
Sinkt das Zinsniveau unter den mittelfristig erwarteten Zinssatz, wird es vorge-
zogen, einen Teil des Vermögens In Form von Geld zu halten, statt In festver-
zinslichen Wertpapieren anzulegen. Je niedriger der tatsächliche Zinssatz ist -
im Vergleich zu den Erwartungen -, um so höher ist die Zahl jener, die eine Zlns-
stelgerung erwarten, und um so größer ist die Nachfrage nach Spekulationskas-
se.

Ein Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage führt zu einem entspre-
chenden Rückgang In der realen Geldnachfrage zu Transaktionszwecken. Bei
konstantem Geldangebot sinken wegen Insgesamt geringerer Geldnachfrage die
Zinsen; niedrigere Zinsen veranlassen die Wirtschaftssubjekte, mehr Kasse aus
Spekulationsgründen zu halten. Dies bremst den Zinsrückgang. Das verbleiben-
de Geldangebot würde zu den herrschenden Preisen nicht ausreichen, daß das
Vollbeschäftigung sichernde Güterangebot abgesetzt werden könnte. Die ange-
nommene Lohnstarrheit aber verhindert einen gewlnn-neutralen Rückgang des
Preisniveaus (bzw. der Inflationsrate) und somit den notwendigen Anstieg im
realen, d. h. um die Inflationsrate bereinigten Geldangebot und den erforderli-
chen Fall des Nominalzinssatzes. Wenn daher das nominale Geldangebot kon-
stant Ist, kann das ursprüngliche Gleichgewicht von Produktion und Beschäf-
tigung nicht aufrechterhalten werden; es muß einem neuen weichen, das durch
ein geringeres Produktionsniveau und eine unfreiwillige Reduktion der Beschäf-
tigung gekennzeichnet ist. „Unfreiwillig", well sich nicht die Vorstellungen über
die Mengen geändert haben, die Unternehmen zu produzieren und Arbeltskräfte
als Leistung anzubieten gedenken, sondern weil das reale Geldangebot unzurei-
chend Ist.

Die Instabilität des Systems könnte nur durch entsprechende Stabllislerungspo-
lltlk des Staates beseitigt werden. Die Geldpolitik könnte das nominale Geldan-
gebot erhöhen, dadurch den Zinssatz senken, Investitionsausgaben anregen und
so dem Nachfragerückgang entgegenwirken. Die Finanzpolitik könnte direkt
durch Ausgabesteigerungen und Steuererleichterungen die Nachfrageausfälle
ausgleichen und so Vollbeschäftigung mit dem ursprünglichen nominalen Geld-

3') Vgl. dazu Peter Trapp, Geldmenge, Ausgaben und Preisanstieg in der Bundesrepublik
Deutschland, Tübingen 1976, S. 36.
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bestand vereinbar machen. Prinzipiell könnten sowohl geld- wie finanzpolitische
Instrumente gleichermaßen benutzt werden. Die Reaktion der Nachfrage auf
Veränderungen des Zinssatzes wurde aber als relativ unsicher betrachtet: Zum
einen glaubte man nicht, daß die Investitionsnachfrage ausreichend stark auf die
Zinssenkung reagieren würde (zinsunelastische Investitionsnachfrage). Zum an-
deren würde - entsprechend der Keynesschen Liquiditätspräferenztheorie - bei
einem Zinsrückgang die Geldnachfrage aus Spekulationsgründen zunehmen;
theoretisch erschien es Keynes auch nicht ausgeschlossen, daß eine Geldver-
mehrung keine Zinssenkung nach sich ziehen würde, well sie voll In die Kas-
senhaltung der Wirtschaftssubjekte fließen würde (Liquiditätsfalle). Dann
könnte die Geldpolitik nichts bewirken 37).

Der direkt die Nachfrage verändernden Finanzpolitik wurde die größere Wirk-
samkeit zugesprochen. Finanzpolitik wurde daher als das wichtigste Instrument
bezeichnet, um die Wirtschaft auf dem Vollbeschäftigungsniveau zu halten.

Die „Phllllps-Kurve"

Die wirtschaftspolitische Konsequenz, die aus der Keynesschen Theorie gezogen
wurde, läßt sich anschaulich an der „Phillips-Kurve" aufzeigen. Die empiri-
schen Arbeiten von Phillips und anderen über den Zusammenhang von Infla-
tion und Arbeitslosigkeit38) stützten die Vermutung, daß es möglich sei, zwi-
schen niedriger Arbeitslosigkeit bei relativ hoher Inflation oder hoher Arbeits-
losigkeit bei geringer Inflation zu wählen 39). Man glaubte, es gebe eine- für jedes
Land möglicherweise verschiedene - stabile Kurve der Wahlmöglichkeiten, die
„Phillips-Kurve" (vgl. Abbildung 1).

Ein Nachfragerückgang kann z. B. die Wirtschaft aus der Situation (1) zur Kon-
stellation (2) mit zwar niedrigerer Inflation, aber höherer Arbeitslosigkeit führen.
Dem gesellschaftlichen Wunsch entspräche allerdings eine Arbeitslosigkeit wie
In Situation (3); dafür würde man die damit verbundene höhere Inflation in Kauf

") Eine detaillierte Darstellung der Wirkung geldpolitischer Maßnahmen findet sich bei
Trapp, a.a.O., S. 35-71.

38) Phillips ha t te In seiner Arbelt den Z u s a m m e n h a n g von Beschäft lgungs- u n d L o h n ä n -
derungen un te r such t . In der wirtschaftspoli t ischen Diskuss ion er langte Indes die hier
dargestellte modifizierte Version der Phi l l ips-Kurve größere Bedeu tung . A. W . Phillips,
T h e Relat ionship be tween U n e m p l o y m e n t and the Rate of C h a n g e of Money Wages
in the U K , 1861-1957, Economica , 1958. '

39) Deut l ichen Ausdruck fand dieser Glaube an die stabile Wahlmögl ichkei t in der Ä u ß e -
rung des damaligen Wirtschafts- und Finanzministers Helmut Schmidt, fünf Prozent
Inflation seien besser als fünf Prozent Arbeitslosigkeit. Seit Mitte der siebziger Jahre
dürfte aber gerade Schmidt einer jener Politiker sein, die immer wieder betonen, daß
man nicht dauerhaft, wenn überhaupt niedrigere Arbeitslosigkeit mit etwas mehr In-
flation erkaufen könne.
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Abbildung 1: Die theoretische Phillipskurve

(Jährliche Inflationsrate)

A, A2

(Jährliche Arbeitslosenquote)

nehmen. Die Finanzpolitik wird nun eingesetzt (notwendigerweise unterstützt
von der Geldpolitik), um einen Nachfrageanstieg zu bewirken, in dessen Folge
die Inflation sich beschleunigt auf die Rate 2 P3, aber die Arbeitslosigkeit auf A3

herabsinkt.

Der „Preis" für den hohen Beschäftigungsstand, die relativ hohe Inflationsrate,
akzeptierte man solange, wie sich die Situation als dauerhaft erwies, der Zusam-
menhang zwischen Preissteigerung und Arbeitslosigkeit stabil blieb. Nun zeigt
aber die Entwicklung In den wichtigsten Industriestaaten, daß der Wirtschafts-
prozeß sich nicht In einer Bewegung entlang einer Kurve wie in Abbildung 1
vollzog. Während der fünfziger und frühen sechziger Jahre zeigten sich Schlei-

39



fen um diese Kurve („Llpsey loops"); gegen Ende der sechziger und in den sieb-
ziger Jahren verschoben sich jedoch die - hinter den Schleifen vermuteten -
Kurven (vgl. Abbildung2). Ein bestimmtes Beschäftigungsniveau war mit im-
mer höheren Inflationsraten verbunden (Verschiebung nach oben), es kam sogar
trotz steigender Inflationsraten zu höherer Arbeitslosigkeit („Verschiebung in

Abbildung 2: Phillips-Kurven für ausgewählte Industrieländer

Japan

aAnstleg der Verbraucherpreise In vH gegenüber dem Vorjahr - b Wegen einer Umstellung
in der Statistik ist die Arbeitslosenquote des Jahres 1977 nicht mit den Arbeitslosenquoten
der Vergangenheit vergleichbar - cGeschätzt.
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den freien Raum"). Diese Entwicklung erschütterte den Glauben an die Stabi-
lität der Philllps-Kurve und damit an die Wahlmöglichkeit zwischen mehr In-
flation oder mehr Arbeitslosigkeit. Das Dogma, der Staat sei für die Vollbeschäf-
tigung in die Pflicht zu nehmen, geriet Ins Wanken. In Immer schnellerer Folge
mußte die Wirtschaftspolitik ihren Kurs von „Stop" auf „Marsch" umstellen,
Immer massiver mußten die Instrumente eingesetzt werden; die kurze Frist, die
Keynes der langen Frist der Klassiker - in der wir alle tot seien - entgegengesetzt
hatte, wurde immer kürzer.

Die „natürliche" Arbeitslosigkeit

Mit den theoretischen Arbeiten von Friedman40) und Phelps4I) und der Immer
schnelleren Folge wirtschaftlicher Fehlentwicklungen setzte sich die Überzeu-
gung durch, daß die Wirtschaftspolitik auf mittlere Sicht nicht die Möglichkeit
hat, eine möglichst niedrige Arbeitslosigkeit zur Norm für die Wirtschaftspolitik
zu erheben und sie durch eine hohe Inflationsrate zu erkaufen. In einer Volks-
wirtschaft könne es bei den gegebenen Strukturbedingungen - d. h. der Produk-
tionstechnik, den Nachfragekonstellationen, den Strukturen der Märkte - im
Gleichgewicht nur ein einziges Vollbeschäftigungsniveau geben. Von diesem
Beschäftigungsniveau komme es- durch politische Maßnahmen - allenfalls zu
kurzfristigen Abweichungen nach oben oder unten; eine dauerhafte Änderung
würde eine Änderung der Strukturbedingungen voraussetzen. Dieses Niveau
der Arbeitslosigkeit bei Vollbeschäftigung bezeichnete Friedman als „natürli-
che" Arbeitslosigkeit42).

Die Hypothese der Wahlmöglichkeit beruhte auf einem fundamentalen Fehler,
dem Mangel einer Unterscheidung zwischen Nominal- und Reallöhnen43), d. h.
sie ging davon aus, daß die Wirtschaftssubjekte erwarten, daß die Preise nicht
- oder nur im erwarteten Ausmaß - steigen. Mittels expansiver monetärer Maß-
nahmen kann der Beschäftigungsgrad nur solange über dem Gleichgewichtsni-
veau gehalten werden, wie die Arbeitnehmer eine Entwertung ihrer Nominal-
löhne durch steigende Inflationsraten hinnehmen. Um das Sinken ihrer Reallöh-
ne zu verhindern, werden sie höhere Geldlöhne fordern. Dies werden die Un-
ternehmen dann zugestehen, wenn sie glauben, die gestiegenen Kosten durch er-
neute Preisanhebungen auf ihre Kunden abwälzen zu können. Weitere Preisstei-
gerungen lassen sich aber nur bei einer erneuten Beschleunigung der monetären

40) Milton Friedman, The Role of Monetary Pollcy, in: American Economic Review,
Bd. 58, Nr. 1, 1968; dt. Übersetzung: Die Rolle der Geldpolitik, In: Ders., Die optimale
Geldmenge, München 1976.

41) Edward S. Phelps (Hrsg.), Microeconomlc Foundation of Employment and Inflation
Theory, New York 1970.

42) Friedman, Die Rolle der Geldpolitik, a. a. O., S. 144.
4)) Ebd., S. 145.
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Expansion durchsetzen. Verlangsamt jedoch die Notenbank die Ausweitung des
Geldangebots (well sie zur Verwirklichung von Preisniveaustabilität verpflichtet
ist), so sind Absatzschwierigkeiten, gekoppelt mit einer Abnahme der Beschäf-
tigung auf das Niveau vor der verstärkten monetären Expansion die Folge: „Es
besteht immer eine vorübergehende Diskrepanz zwischen Inflation und Unter-
beschäftigung, es gibt jedoch keine permanente. Die vorübergehende Diskre-
panz resultiert nicht aus der Inflation an sich, sondern aus der nicht erwarteten
Inflation." 44)

Dieser Zusammenhang ist In Abbildung3 dargestellt: Es gibt nicht nur eine
(kurzfristige) Phtlllps-Kurve, sondern eine ganze Schar solcher Kurven; sie un-
terscheiden sich In den Preissteigerungserwartungen, die die Wirtschaftssubjek-
te hegen. Wir nehmen an, die Wirtschaft befinde sich in der Situation (1), eine
Expansionspolitik werde eingeleitet, in deren Folge sich die Inflationsrate erhöht
und die Beschäftigung steigt auf das gewünschte Niveau (2). Erwarten die Wirt-
schaftssubjekte nach der ersten Enttäuschung ihrer Inflationserwartungen nun
einen Preisanstieg in der erfahrenen Höhe, so läßt sich das gleiche Beschäfti-
gungsniveau nur durch eine Inflationsbeschleunigung halten (3).

Das Konzept der „natürlichen" Arbeitslosenquote wurde Im Anschluß an die
Analysen von Friedman und Phelps zum Angelpunkt der theoretischen und po-
litischen Diskussion in der Nationalökonomie. Man wurde sich zusehends un-
sicherer in der Antwort auf die Frage, ob denn durch staatliche Maßnahmen
überhaupt der Übergang von Situation (1) auf Situation (2) möglich sei, wie er
vonstatten ginge und wie lange die Wirtschaft In dieser neuen Situation verhar-
ren würde. Die Antwort hängt entscheidend davon ab, wie die Wirtschaftssub-
jekte ihre Erwartungen über die zukünftige Entwicklung und die Wirkungen
von staatlichen Maßnahmen bilden. Die Erfahrung lehrt, daß Insgesamt die
Wirtschaftssubjekte Ihre Erwartungen korrigieren, d. h. aus enttäuschten Erwar-
tungen lernen - nach dem Motto, daß man zwar alle Menschen manchmal und
manche Menschen Immer, aber nicht alle Menschen immer betrügen könne
(Abraham Lincoln). Zwei Hypothesen über die Erwartungsbildung werden dis-
kutiert: Die Wirtschaftssubjekte haben rationale Erwartungen oder sie passen
Ihre Erwartungen mit einer gewissen Verzögerung an vorangegangene Enttäu-
schungen an (adaptlve Erwartungen)45).

Rational handelnde Wirtschaftssubjekte werden bei ihrer Erwartungsbildung
hinsichtlich der Zukunft die Vergangenheitserfahrungen bestmöglich verarbei-
ten. Insbesondere werden sie die Auswirkungen von geld- und finanzpolitischen

44) Ebd., S. 148.
45) Adaptive und rationale Erwartungen schließen sich nicht aus: Bei Informationskosten

sind adaptlve Erwartungen u. U. die rationalsten, die möglich sind.
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Abbildung 3: Der Phillips-Zusammenhang aus neoklassischer Sicht
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Maßnahmen In ihre Erwartungen voll einbeziehen. Aus der makroökono-
mischen Hypothese rationaler Erwartungen folgt nun46):

- Fehler beim Einschätzen der zukünftigen Preisentwicklung - sie werden
als einzige Quelle für eine Abweichung vom Gleichgewicht angesehen -
können zwar nicht vermieden werden, aber sie werden kurzlebig und zu-
fällig sein. Insbesondere kann es nicht dauerhaft Arbeitslosigkeit über
oder unter der „natürlichen" Rate geben, denn das setzte voraus, daß
sich die Mehrheit der Wirtschaftssubjekte in Ihren Erwartungen fortlau-
fend täuscht, ohne sie zu korrigieren; dies widerspricht jedoch der These
rationaler Erwartungen.

- Ebensowenig kann die Regierung fallweise Eingriffe erfolgreich durch-
führen, um Nachfrageschocks auszugleichen. Der private Sektor stellt
sich schon auf antizipierte Schocks ein; staatliche Politik kann daher nur
helfen, wenn die staatliche Information besser ist als die der Öffentlich-
keit. Unter diesen Bedingungen können ad hoc-Maßnahmen nur zusätz-
liche Schocks auslösen.

Akzeptiert man die Hypothese rationaler Erwartungen, gibt es keinen Raum für
die Nachfragesteuerung. Der Übergang von der Situation (1) auf (2) wird nicht
gelingen. Die Wirtschaft tendiert zur Stabilität, es sei denn, die Regierung sorgt
für Störungen. Was darüber hinaus an Störungen existiert, Hegt außerhalb der
Einflußnahme von Menschen, geschwelge denn Regierungen.

Nun ist es allerdings eine offene empirische Frage, ob die Hypothese rationaler
Erwartungen zutrifft, ob also -z .B. nach einer längeren Phase signifikant abneh-
mender Preissteigerungsraten - eine forcierte Geldmengenexpansion sofort In
wieder steigende Preissteigerungserwartungen umgesetzt wird und somit nicht
einmal vorübergehend eine reale Wirkung eintritt: Hier mögen Zweifel erlaubt
sein, die gesellschaftliche Lernfähigkeit ist noch wenig erforscht.

Die Vermutung, „es wird schon nicht so dick kommen" - Ausdruck einer ge-
wissen Trägheit in der Erwartungsbildung - ließe kurzfristig bis es alle gemerkt
haben eine Reaktion von Produktion und Beschäftigung zu; der Keynessche
„Trick" funktioniert zumindest vorübergehend. Die Erfahrungen zu Beginn der
siebziger Jahre auch in der Bundesrepublik lassen vermuten, daß die Schnellig-
keit der Anpassung der Erwartungen an die tatsächliche Entwicklung und damit
die Wirksamkeit der expansiven Politik positiv zusammenhängt mit der Ge-
schwindigkeit der Iriflationsbeschleunlgung47).

46) Vgl. Franco Modigliani, The Monetarist Controversy Should We Forsake Stabilization
Pollcles, in: American Economlc Review, Vol. 67 (1977), S. 5 f.

47) Nicht ausgeschlossen Ist, daß es zu einer Überreaktion (d. h. aber: Irrationalen) Erwar-
tung kommt: So wurden in der Bundesrepublik für 1974 Preissteigerungsraten von über
10 v. H. erwartet, obgleich die Geldpolitik seit der Jahresmitte 1973 eine drastische Ver-
langsamung der monetären Expansion eingeleitet hatte.
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In beiden Fällen der Erwartungsbildung aber gilt, daß die langfristige Phillips-
Kurve nicht negativ geneigt, sondern vertikal ist und der „natürlichen" Arbeits-
losigkeit entspricht, dem Gleichgewichtsbeschäftigungsniveau. Geld Ist - nach
den Anpassungsvorgängen - neutral im Sinne der Klassiker, d. h. es hat keine
Auswirkungen auf das güterwirtschaftliche Gleichgewicht.

Die geringe Wirksamkeit zur Verstetlgung des Wirtschaftsprozesses, die den ge-
gensteuernden fallweisen Eingriffen von den meisten Neoklasslkern zugespro-
chen wird, sollte nicht dazu führen, die Frage: „Staat - ja oder nein?" mit ka-
tegorischem „nein" zu beantworten. Dies hieße, die Alternativen falsch zu set-
zen. Zwar geht es auch in gewisser Hinsicht um den Umfang staatlicher Akti-
vität, Insbesondere aber um die Form staatlicher Einflußnahme. Es soll verhin-
dert werden, „daß wir Gefahr laufen, der Geldpolitik eine bedeutendere Rolle
beizumessen als sie letztlich auszufüllen vermag, daß wir Gefahr laufen, sie vor
Aufgaben zu stellen, die sie nicht zu lösen vermag und daß wir Im Endergebnis
möglicherweise verhindern, daß sie jenen Beitrag leistet, zu dem sie letztlich nur
in der Lage Ist" 48). Kernpunkt geldpolitischer Empfehlung Ist deshalb eine Re-
gelblndung der Geldmengenexpansion49). Dies hat häufig Anlaß zur Kritik ge-
geben, die Neoklasslker wüßten genauer als andere über die zukünftige Wirt-
schaftsentwicklung Bescheid, daß sie sogar eine Regel für das Geldmengen-
wachstum vorgeben können. Indes, das Gegenteil Ist richtig: „Wir wissen ein-
fach noch nicht genug, um kleinere Störmomente bereits bei Ihrem Auftreten er-
kennen zu können und um mit einiger Genauigkeit sowohl die Wirkungen als
auch die zu ihrer Kompensation erforderlichen Maßnahmen der Geldpolitik vor-
aussagen zu können. Wir wissen einfach nicht genug, um vorgegebene Ziele auf
dem Wege kleiner oder sogar ziemlich großer Änderungen in der Zusammen-
setzung geld- und flskalpolltlscher Maßnahmen anstreben zu können .. . Die Er-
fahrung legt nahe, daß es das Welseste ist, die Geldpolitik zur Kompensation an-
derer Störungen nur dann anzuwenden, wenn sie eine eindeutige und unmittel-
bare Gefahr darstellen." so)

Der zentrale makroökonomische Einwand gegen direkte staatliche Eingriffe in
den Wirtschaftsablauf ist mithin nicht in erster Linie theoretisch-analytisch,
sondern betrifft vielmehr die empirische Ungewißheit über den Zeitpunkt des
Einsatzes und des erforderlichen Umfangs - das richtige „tlmlng and tuning"

48) Friedman, Rolle der Geldpolltlk, dt. Übersetzung, a. a. O., S. 140.

"') Ebd., S. 150.
!0) Ebd., S. 152.
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- der staatlichen Maßnahmen. Rechtzeitiges Handeln des Staates dürfte um so
weniger wahrscheinlich sein S1),

- je länger es dauert, zuverlässige Informationen über die wirtschaftliche
Entwicklung zu sammeln und den konjunkturpolltlschen Entschei-
dungsträgern zuzuleiten,

- je länger die Auswertung der Informationen und das Feststellen der Ziel-
abweichung dauert,

- je länger es dauert, die Instrumente problemgerecht auszuwählen, und je
schwierigeres ist, sie im politischen Entscheidungsprozeß durchzusetzen
und durch die Verwaltung ausführen zu lassen.

Ist der richtige Zeitpunkt verpaßt, ist die Gefahr groß, daß sich das Ungleich-
gewicht vergrößert (z. B. deswegen, well die privaten wirtschaftlichen Entschei-
dungsträger auf staatliche Aktionen warten) und „daß der Staat wegen des gro-
ßen Ungleichgewichts schließlich noch drastischer eingreift und dabei das Ri-
siko der Fehldosierung verstärkt In Kauf nimmt" S2).

Auch die neueren Theorien über Arbeitslosigkeit - z. B. Malinvaud 5 3)- bringen
neben einer theoretisch interessanten Unterscheidung verschiedener Ursachen
von Arbeitslosigkeit keine Lösung für das Problem des rechtzeitigen und ad-
äquaten Einsatzes staatlicher Konjunktursteuerungsinstrumente. Malinvaud
kommt zu dem Ergebnis, daß aus theoretischen Gründen die Arbeitslosigkeit
auf Grund der Instabilität des Systems - wenn wir das „Versickern" von Nach-
frage durch die Verflechtung vieler Märkte auf falsche Signale so nennen wollen
- der Regelfall sein dürfte; „klassische" Arbeitslosigkeit tritt Insbesondere dann
auf, „wenn es einen plötzlichen Rückgang In der Pro-Kopf-Produktion gibt, und
wenn Antizipationen oder soziale Spannungen zu einem unnormalen Anstieg
der Reallöhne führen" 54). Seine Folgerung für die In der Realität wahrscheinlich
auftretende Mischform von klassischer und keyneslanlscher Arbeitslosigkeit ist,
daß wirtschaftspolitische Maßnahmen aus Elementen bestehen müssen, die je-
weils geeignet sind, die klassische bzw. keynesianlsche Arbeitslosigkeit zu be-
kämpfen "). Da aber dem Ökonomen und Politiker kein operatlonales Mittel zur
empirischen Unterscheidung der quantitativen Bedeutung der verschiedenen

!l) Vgl. dazu Herbert Giersch, Konjunktur- und Wachstumspolitik, Wiesbaden 1977,
S. 155.

!2) Ebd., S. 156.

") Edmond Malinvaud, The Theory of Unemployment Reconsldered, Oxfort 1978.
!4) Ebd., S. 107.

")Ebd., S. 113.
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Formen der Arbeitslosigkeit zur Verfügung steht56) und das Problem des
„timing and tuning" ebenfalls nicht gelöst wird, scheint es keine Alternative zu
einer Politik zu geben, die sich darauf beschränkt, die Geld- und Finanzpolitik
so wenig Schaden wie möglich anrichten zu lassen57). Insbesondere heißt dies,
die staatlichen Aktionen für die Entscheidungsträger in der privaten Wirtschaft
vorhersehbar und stetig zu gestalten, das heißt, vor allem auf unvorhergesehene
und drastische ad hoc-Entscheidungen zu verzichten. An dieser Stelle soll je-
doch darauf verzichtet werden, ins einzelne gehende wirtschaftspolitische Ge-
staltungsmöglichkeiten aufzuzeigen; dies soll den nachfolgenden Aufsätzen vor-
behalten bleiben.

IV. Eingriffe in den Funktionsmechanismus
haben häufig unsoziale Folgen

Neben destabilisierenden Effekten der Geld- und Finanzpolitik rückten die neo-
klassischen Theoretiker zunehmend auch Funktionsstörungen im marktwirt-
schaftlichen Informations- und Rückkoppelungssystem in den Vordergrund,
um Fehlentwicklungen zu erklären. Verringerte Funktionsfähigkeit bedeutet
zunehmende Schwierigkeiten in der Anpassung an exogene und endogene Än-
derungen, sie erhöht die „natürliche" Arbeitslosigkeit.

Behinderungen des Marktzugangs, Reglementierung, zunehmende Marktmacht
machten eine intensivere mikroökonomische Analyse, d. h. Beschäftigung mit
dem Verhalten der Wirtschaftssubjekte und des Staates, wie dessen Folgen für
die Allokation erforderlich. Die mikroökonomische Fundierung der Wirt-
schaftspolitik war während des Siegeszugs der keynesianischen Theorie zuneh-
mend vernachlässigt worden. Die Makroökonomie hatte sich für lange Zeit der
Einsicht verschlossen, daß sich „eine Empfehlung bestimmter wirtschaftspoli-
tischer Maßnahmen (wozu auch die Unterlassung von Maßnahmen gehört, die

S6) Vgl. R. Soltwedel, Konjunkturelle versus strukturelle Arbeitslosigkeit - ungelöstes Zu-
rechnungsproblem, in: WSI-Mltteilungen, Heft 5, 1977.

") Augenfälliger Schaden entsteht z. B. der Bauwirtschaft durch die „Wechselbäder" an-
tizyklischer Konjunkturpolitik: Da sich die direkten staatlichen Nachfrageveränderun-
gen vornehmlich auf den Bausektor beziehen, führt eine restriktive Politik häufig zu
Unternehmenszusammenbrüchen, konjunkturanregende Maßnahmen bewirken häu-
fig Überhitzung der Konjunktur mit erheblichen Preissteigerungen. Jüngstes Beispiel
ist das Gesetz zur Förderung heizenergiesparender Investitionen, das - nach zeitrauben-
dem politischem Entscheidungsprozeß - nun in eine Phase hoher Kapazitätsauslastung
In der Bauwirtschaft fällt, die Baupreissteigerungen beschleunigen und daher wenig
„reale" Wirkung haben wird.
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andere befürworten), bewußt oder unbewußt, auf allokatlonstheoretische Über-
legungen stützen" muß 58).

Die zentrale mikroökonomische Hypothese zur Erklärung von Arbeitslosigkeit
istS9), daß die Verteilung von Arbeit (und anderer Produktionsfaktoren) auf
Wirtschaftszweige und Regionen nicht übereinstimmt mit der Verteilung der
Nachfrage nach den in diesen Wirtschaftszweigen und Regionen produzierten
Gütern. Diese Diskrepanzen sind dadurch verursacht, daß die Preise für Güter
und Dienstleistungen nicht den Knappheitsverhältnissen auf den Märkten ent-
sprachen, d. h. durch eine Verzerrung des Systems der relativen Preise.

Kernthese der MikroÖkonomie ist - salopp formuliert - die Verhaltensannahme,
daß die Wirtschaftssubjekte darauf aus sind, ihren Vorteil zu wahren; wenn Ih-
nen dies per legem verwehrt wird, werden sie nach Mitteln und Wegen suchen,
um Vorschriften, Ge- und Verboten auszuweichen. In ökonomische Begriffska-
tegorien umgesetzt bedeutet sind, daß sich Individuen Im Entscheldung'sprozeß
von relativen Preisen leiten lassen, um mit ihren (immer) knappen Mitteln die
größtmögliche Befriedigung zu erzielen. „Wenn die Knappheit der Produktions-
mittel, die für die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse eingesetzt werden
können, als das zentrale ökonomische Problem bezeichnet wird, so ist damit
nichts welter gemeint als die simple Tatsache, daß wir nicht im Schlaraffenland
leben. Es sind insgesamt zu wenig Ressourcen vorhanden, um die Konsumwün-
sche aller Menschen bis zur vollen Sättigung zu füllen." 60) Ökonomische Ent-
scheidungen verlangen also Vergleiche. Es wird jene Alternative vorgezogen, bei
der der einzelne glaubt, seinen vergleichsweise größten Vorteil zu realisieren.
Wenn sich die Grundlagen der Entscheidung - das Gefüge der relativen Preise
- verändert, wird eine Revision und gegebenenfalls eine Änderung der Entschei-
dung folgen. Die freie Reaktion der einzelnen auf die Marktsignale, d. h. die
Preise, ist eine notwendige Bedingung dafür, daß der Prozeß der positiven und
negativen Rückkoppelung Im marktwirtschaftlichen System zu einer optimalen
Allokation der Ressourcen führt, daß die „unsichtbare Hand" das Chaos ord-
net 61)- Dieses Maximierungsgebot - die Suche nach der bestmöglichen Alterna-

" ) Egon S o h m e n , a. a. O., S. 2. Die verstärkte Beschäftigung mit der m ik roökonomischen
Theorie bedeutet , wie Stützel sagt, eine H i n w e n d u n g z u m „gu ten , soliden hausbacke-
nen Einmale ins , den Binsenweishei ten der Ö k o n o m i e " . Wolfgang Stützel , Die fünf
T o d s ü n d e n , In: „Die Zel t" vom 4. N o v e m b e r 1977.

" ) Vgl. dazu Friedrich A. Hayek, Inflation, T h e Misdlrectlon of Labour, and Unemploy -
ment , In: Ders . , Füll Employmen t at any Prlce?, Inst i tute of Economic Affairs, Occa-
sionai Paper 45, London 1975, S. 19 ff. Diese Formul ie rung des Problems knüpft direkt
an die beschriebene Sicht der Klassiker an.

60) Egon S o h m e n , a. a. O., S. 2.
61) Auf die notwendige Manipulat ion von Marktda ten Im Fall von ex te rnen Effekten

wurde schon hingewiesen.
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tive - ist unerläßlich. Seine Notwendigkeit für die optimale Verwendung der
Produktionsfaktoren wird häufig nicht eingesehen. „Man neigt dazu, denjenigen
Unternehmer, der sich mit angemessenem Gewinn zufrieden gibt, moralisch hö-
her einzustufen. In Wirklichkeit erfüllt dieser Unternehmer seine gesellschaft-
liche Funktion nicht. Gewinn Ist der Antrieb zu sparsamer Produktion, zum
Durchsetzen neuer Organisationsformen, neuer Produkte, neuer Verfahren." 62)

Die mikroökonomische These besagt in ihrer weitreichendsten Formulie-
rung 63), daß die gegenwärtige Arbeitslosigkeit darauf beruht, daß der Preis für
Arbeit (im Vergleich zu den Kapitalkosten) marktwidrig überhöht Ist, und daß
Insbesondere die Beschäftigungschancen von benachteiligten Bevölkerungs-
gruppen beeinträchtigt wurden. „Dies alles geschah aus guter sozialer Absicht,
aber mit bedenklichen Folgen." 64)

- Trotz der 1973 eingeleiteten abrupten und drastischen Dämpfungspolitik
der Bundesbank erhöhten steh In den Jahren danach die Lohnkosten au-
ßerordentlich stark (nachdem sich Arbeit schon vorher relativ verteuert
hatte), obgleich die monetäre Gesamtnachfrage gesunken ist. Ein mas-
siver, Im Ausmaß mit früheren Abschwungsphasen nicht vergleichbarer
Beschäftigungseinbruch wurde unvermeidlich, da die Gesamterlöse
nicht mehr dazu ausreichten, das Arbeitsangebot zu herrschenden Prei-
sen zu beschäftigen.

- Nicht nur gemessen an der Gesamtnachfrage, sondern auch gemessen an
den Kosten des Kapitaleinsatzes, sind die Löhne seit geraumer Zeit
marktwidrig überhöht. Der Einsatz menschlicher Arbelt ist daher für vie-
le Betriebe im Vergleich zum Einsatz von Kapital zu teuer geworden.

- Man hat in zunehmendem Maße versucht, die schwächsten gesellschaft-
lichen Gruppen gegen das für sie besonders hohe Arbeitsplatzrisiko
durch Eingriffe in den Marktmechanismus statt über staatliche Ausga-
ben zu schützen. So wurden ausgerechnet die Kosten der Beschäftigung
solcher Arbeitnehmer marktwidrig erhöht, die es besonders schwer ha-
ben, einen Arbeitsplatz zu finden (Jugendliche, Frauen)65).

") Wolfram Engels, a. a. O., S. 26.

") Vgl. zum folgenden Rüdiger Soltwedel, Konjunkturelle versus strukturelle Arbeitslo-
sigkeit - ungelöstes Zurechnungsproblem, a. a. O.; Stützel, a. a. 0.

64) Stützel, a. a. O.

") So wurden die Beschäftigungskosten für unqualifizierte Arbeltskräfte seit Ende der
sechziger Jahre überdurchschnittlich stark angehoben; Jugendliche ohne Schulab-
schluß wurden dadurch In Ihren Chancen auf dem Arbeltsmarkt beeinträchtigt. Die
Ausbildungskosten stiegen in den siebziger Jahren relativ stark an; das wirkte Im Grun-
de als Erhöhung des Mindestlohnes für ausbildungswillige Jugendliche, und zwar In ei-
ner Zeit, in der die Ungewißheit über zukünftige Absatzmärkte die Investitionsbereit-
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- Der Im Verlauf der siebziger Jahre zunehmende Kündigungsschutz für
ältere Arbeltskräfte machte es nahezu unvermeidlich, daß sich die be-
schäftigungspolitischen Anpassungszwänge auf die nicht geschützten
Gruppen verlagerte und arbeitslose Ältere nahezu chancenlos machte, er-
neut einen Arbeltsplatz zu bekommen. Überdies gilt, daß die Auswei-
tung des Kündigungsschutzes gerade um die vorhandenen Arbeitsplätze
besorgte Unternehmen dazu veranlaßt, gegebenenfalls eher zusätzliche
Überstunden fahren zu lassen, als den Betrieb mit dem Risiko dauerhaft
erhöhter Arbeltskosten zu belasten.

- Auch kann nicht ausgeschlossen werden, daß die gesetzliche Vorsorge
für den Fall der Arbeitslosigkeit - konzipiert in der langen Periode chro-
nischen Arbeitskräftemangels In der Bundesrepublik - zu einer gesamt-
wirtschaftlich bedenklichen Anpassungsverzögerung und erhöhter Dau-
er der Arbeitslosigkeit geführt hat.

Ich würde Stützel nicht soweit folgen, das gesamte Ausmaß der gegenwärtigen
Arbeitslosigkeit mit diesen fünf überwiegend mikroökonomischen Thesen er-
klären zu wollen; bedenklich erscheint mir seine Vernachlässigung der Folgen
des verschärften internationalen Strukturwandels für die Wachstums- und Be-
schäftigungsmöglichkeiten in der Bundesrepublik während der Anpassungszeit
an eine zukunftsorientierte Produktionsstruktur66). Allerdings bleibt sicher eine
beträchtliche empirische Relevanz für das Entstehen und Andauern von Ar-
beitslosigkeit 67). Das Blockleren und Fehlleiten von Marktkräften haben dazu

schaft In Sach- und Ausbildungskapital stark beeinträchtigt. Für Frauen, die ohnehin
in erheblichem Umfang durch biologische Faktoren und die Einbindung in ein spezi-
fisches gesellschaftliches Rollenverhalten In Ihrer Erwerbstätigkeit beeinträchtigt sind,
wurde erfolgreich versucht, über die Lohnpolitik „Vorteile" durchzusetzen - in einem
Zeitabschnitt, In dem die Stablllslerungskrise, die Beschleunigung des Strukturwandels
die Beschäftigungsprobleme verschärft haben, und überdies das Arbeltsangebot von
Frauen stark angestiegen ist.

") Einen auch für Nicht-Ökonomen sehr geeigneten Überblick über Ursachen und Kon-
sequenzen des Strukturwandels gibt Gerhard Fels, Hier Irrten die Sachverständigen, in:
„Frankfurter Allgemeine Zeitung - Blick durch die Wirtschaft" vom 22. 12. 1975.

") Die These, Beschäftigungs-, d. h. Arbeitsmarktpolitik sei im wesentlichen Lohnpolitik,
wird häufig mit dem Hinweis bestritten, sie stütze sich auf die neoklassische Grenzpro-
duktlvltätstheorie. Gegen Ende der fünfziger Jahre betonte Fürstenberg, der Aussage-
wert der Grenzproduktlvltätstheorle „schrumpft zu der banalen Feststellung zusam-
men, daß die Arbeltgeber auf lange Sicht den Arbeitnehmern nicht mehr zahlen kön-
nen, als deren Leistungen ihnen einbringen" (F. Fürstenberg, Probleme der Lohnstruk-
tur, Tübingen 1958, S. 81). Selbst diese „banale Feststellung" allerdings scheint vielfach
in Vergessenheit geraten zu sein.
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beigetragen, daß die Stabilisierungspolitik68) wie auch der Wandel der Produk-
tionsstruktur mit einer erheblichen Verschärfung der Beschäftigungsprobleme
einhergingen.

Wenn hier negative Rückkoppelungseffekte sozialpolitischer Maßnahmen auf
die Funktionsfähigkeit insbesondere der Arbeltsmärkte skizziert wurden, so
steht dies nicht für eine Kritik an den sozialpolitischen Zielen. Vielmehr sollen
die ökonomischen Konsequenzen solcher Maßnahmen vor dem Hintergrund Ih-
res angestrebten Ziels aufgezeigt werden. Wenn versucht wird, das Einkom-
mensniveau einiger Gruppen über deren Produktionsniveau festzulegen und die
Differenz den Unternehmen und nicht der Gesamtheit aufzulasten, folgt daraus
über kurz oder lang erhöhte Arbeitslosigkeit. Die Gesamtheit der Arbeitnehmer
wird entscheiden müssen, ob sie den Preis verschärfter sozialer Probleme für be-
stimmte Gruppen zugunsten der verbesserten Situation für andere zu zahlen be-
reit Ist; sie wird entscheiden müssen, ob sie dem-Einkommensziel gegenüber
dem Beschäftigungsziel und damit der Situation jener, die „drinnen" sind, d. h.
einen Arbeitsplatz haben, gegenüber der Lage jener, die „draußen" sind, größe-
res Gewicht beimessen.

Die Kritik an diesen Maßnahmen beruht darauf, daß es eine bessere Alternative
dazu gibt, als Schwachen dadurch zu helfen, daß es für die Unternehmen un-
attraktiv wird, sie zu beschäftigen. Es Ist Im wahrsten Sinne des Wortes eine öko-
nomische Binsenweisheit, daß in einer dezentralisierten Wirtschaft - und In
einer zentralisierten dürfte es kaum anders sein - die Rentabilität von unterneh-
merischen Aktivitäten eine notwendige Bedingung für Beschäftigung, Wirt-
schaftswachstum und Erhöhung des Lebensstandards ist. Dies wird - was die
optimale Nutzung der Produktionsfaktoren betrifft") - auch von aufgeklärten
Soziallsten nicht bestritten: „Ohne die Marktwirtschaft kann heute kein schnel-
ler Fortschritt zu materiellem Überfluß erzielt werden. Noch immer gibt es keine
bessere Methode, die materiellen Bedürfnisse der Menschen festzustellen und
davon ausgehend wirkliche Gebrauchswerte zu produzieren. Der sonst edle
Wunsch, die Vermittlung durch den Verkehrswert schon zu Beginn des Sozia-
llsmus abzuschaffen, förderte eine Produktion für das Lager und nicht für den
Gebrauch... Der Markt deckt den Parasitismus auf und führt wirksame

") Die Beschleunigung des Inflatortschen Prozesses hat die Werterhaltungsfunktion des
Geldes beeinträchtigt; damit hat sie zur Verzerrung der Produktionsstruktur beigetra-
gen: Es kam zur „Flucht In die Sachwerte", Insbesondere In das „Betongeld"; beim
Ausbleiben einer weiteren Inflationsbeschleunigung nach 1973 wurde deutlich, daß
viele Baukapazitäten und ein großer Teil der auf Vorrat gebauten Eigentumswohnun-
gen nur durch einen weiteren Anstieg der Inflationsraten rentabel geworden waren.

") So wurde die Allokatlonstheorie gerade durch Beiträge einiger sozialistischer Theore-
tiker fortentwickelt. Zu nennen ist hier insbesondere Oskar Lange, On the Economic
Theory of Sociallsm, Philadelphia 1978.
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Selektion und Stimulation ein . . . Im System ohne Wettbewerb zerbricht die So-
lidarität an ihrem Gegenteil - dem Parasitismus." 70) Das Bestehen im Wettbe-
werb setzt für die Unternehmen voraus, daß sie versuchen, die Nase immer vorn
zu haben. Wird dieses Bestreben durch zunehmende Reglementierungen und
marktwidrige Verteuerungen des Produktionsfaktors Arbeit behindert, folgt dar-
auf letztlich eine Verringerung der Chancen für alle, den Lebensstandard zu stei-
gern.

V. Zusammenfassung

Ziel klassischer wie neoklassischer Politik ist das Bewirken und Sichern größt-
möglicher individueller Freiheit; materielle Sicherheit sehen die (neo-)klassi-
schen Ökonomen als unabdingbare Voraussetzung dafür an. Freie Märkte für
Güter und Ideen, weltgehend frei von staatlicher Einflußnahme, halten sie für
das geeignetste Mittel, um dieses Ziel bestmöglich zu erreichen. Das Rückkop-
pelungssystem der Märkte würde am wirksamsten von allen Alternativen eine
Abstimmung der ökonomischen Aktivitäten von Millionen von Menschen ge-
währleisten und ihnen großen Freiheitsraum ermöglichen und belassen. Der
Staat hat in diesem System die Aufgabe, für alle die Spielregeln verbindlich fest-
zulegen und Schiedsrichter bei Auslegungsstreitigkelten zu sein.

Eine staatliche Stabtllsierungspolltlk der fallweisen Eingriffe führt nicht zu einer
Verstetlgung des Wirtschaftsablaufs, sondern beschleunigt und vergrößert Ziel-
verfehlungen sogar. Dies In erster Linie deswegen, well Art und Ausmaß der je-
weiligen Störung nicht rechtzeitig und richtig erkannt werden, das Wissen um
die Wirkungswelse solcher staatlicher Maßnahmen unvollkommen Ist, und da-
her - abgesehen von Schwierigkeiten im politischen Entscheidungsprozeß - das
Terminieren und Dosleren von ausgleichenden oder gar vorgreifenden Maßnah-
men nicht gelingt. Der Verstetlgung des Wirtschaftsprozesses dient der Staat
nach Ansicht der Neoklassiker am ehesten, wenn er auf fallweise Eingriffe ver-
zichtet, seine Politik stetig, vorhersehbar und glaubhaft betreibt.

Insbesondere soll seine Politik darauf gerichtet sein - abgesehen von einer be-
grenzten Zahl von Fällen zum Ausgleich externer Effekte -, nicht direkt in das
marktwirtschaftliche Steuerungssystem der relativen Preise einzugreifen. Denn
das Verfälschen der Knappheitsrelationen führt in der Regel zu negativen Rück-
koppelungseffekten. Der Versuch, bestimmte Personengruppen mit einer relativ
schlechten Wettbewerbsposition durch Eingriffe in den Lenkungsmechanismus
des Marktes - d. h. die Funktion der Preise als Knappheitsindikatoren - zu
schützen, führt häufig dazu, daß Beschäftigungsprobleme nicht beseitigt, son-
dern eher verschärft, zumindest aber auf andere, weniger oder nicht geschützte

°) Svetozar Stojanovlc, Kritik und Zukunft des Soziallsmus, München 1970, S. 134 f.
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Gruppen verlagert werden. Sozialer Ausgleich sollte durch Verbesserung der
Chancengleichheit in der Ausbildung, Öffnung der Märkte und einen interper-
sonellen Finanzausgleich realisiert werden; letzterer könnte z. B. durch direkte
Transferzahlungen bewirkt werden. Dadurch ließen sich die negativen Wirkun-
gen auf die Verwendung der Produktionsfaktoren gering halten.

Warnen muß man allerdings vor dem Glauben, das Befolgen marktwirtschaft-
licher Rezepte führe schnell und problemlos aus Wachstumsschwäche und Ar-
beitslosigkeit. Der Zeltbedarf für die Korrektur von Erwartungen, die Anpas-
sung der Produktionsstruktur wird erheblich sein. Zu stark waren die Fehlent-
wicklungen in den vergangenen Jahren, zu groß ist gegenwärtig die Unsicherheit
bei Investoren und Konsumenten, nicht zuletzt durch das Hin und Her in der
Geldpolitik und die mittelfristige Perspektlvloslgkelt der Finanzpolitik. Letzte-
res berücksichtigt nur unzureichend, daß jetzt das Freisetzen von Wachstums-
impulsen und Verstärkung der Eigeninitiative geboten Ist. Staatliche Beschäfti-
gungspolitik sollte In erster Linie daraufgerichtet sein, dauerhafte Anreize zur
Ausweitung der Produktionskapazitäten zu geben. Das Aufspüren und Erschlie-
ßen neuer Nachfrageberelche sollte prinzipiell privatwirtschaftlicher Initiative
überlassen bleiben, um einen wirksamen Suchprozeß zu garantleren.
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